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~- )506 der Beilagen zu den stenographiscnen Protckollen des Natinnalratell 

XIll. Gesetzgeb\.!..'1gs'peri~de 

DER BUNDESMINISTER -i 
FüR WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG 

Zl. 010.199-Parl./72 Wien, am 25.August 1972 

An die 
Kanzlei des Präsidenten 
des Nationalrates 
Parlament 
1010 \AI i·e n 

Die schriftliche paramentarische 
Anfrage Nr. 610/J-NR/72, die die Abgeordneten 

Sandmeier und Genossen am 6. Juli 1972 an mich 

richteten, beehre ich mich wie folgt zu beant­
worten: 

ad 1) Die Kredite für Experten­

~utachten und Auftragsforschung standen e=stmals im 
Budget 1971 zur Verfügung, somit konnten Forsnhu~gs­
auftrfi~e erst ab 1971 vergeben werden. 

Das :FES erhielt 1971 den 
Forschungsauftrag "Das Forschunesbewußtsein der 
österreicher" auf Grund einer öffentlichen Ausschreibung. 

1972 wurde das IFES mit einer Untersuchung der 
sozialen Anliegen der Studenten beauftragt. 

ad 2) Die Kosten der U!":terstlchul1g 
"Forschungsbwußtsein der österreicher~ betragen 

S 380.000.-, jene der sozialen Anliegen der Studenten 

S 35.000,--. 

ad 3) Hinsichtlich der Beantwortung 
dieser Frage darf auf die Richtlinien für Experten­

gutachten und Auftragsforschung des Bundesministeriums 
für Wissenschaft und Forschung (Beilage A) bwz. auf 
die Beantwortung der schriftlichen parlamentarischen 

Anfrage Nr. 227/J und 490/J von 27. März 1972 tind 

27. Juli 1972 verwiesen werden. 
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ad 11) An budget\l[irksamen Ver­

.pflichtungen "'urleft aus dem 1S'71 r.eu geschaffenen 

Ansatz 1/14138 (Expertengutachten und Auftragsfurschu~g) 

einschließlich der Kosten für Projektteams an Ver­

pflichtungen für die nachstehenden Finanzjahre ein­

gegangen: 

Jahr Experten- Forschungsauftrage insge~arnt 
gutachten 
(wissenschafts-
~:)li tsi('~le 
Aus?rbeitungen) 

1971 3,947.483.--
1972 2,490.935.--
(Stand per 
Mitte Juli 
197::':) 

5;,)00.500.-­
.. 1,552.500.--

9,247.983.-
4,':>43.435.-

ad 5) Das 3undesrninisterium für 

Wissenschaft und Forschung hat 1971 folgende Forsc~ungs­

projekte 6ffe~~lich ~n der Wiener Zeitung ausgeschrieben: 

a) Internat; (male Dol:urrentation und vergleichende 

Unt~rsuchung von Phänomenen der Jugendrevolte 

c) Gesellschaftspolitische Entwicklung i~ der :aufender: 

Del{ade 

1970 wurde der Auftrag "Ab - und Rückl'landerung von hoch­

qualifiziertem iAr"'..ssellScha.L'l tichemPersonal n ausgesci1rieben. 

ad 6) Auf Grund der Aussctreibung 

"Das Forschungsbe\'lUßtsein der österreicher" langten zwei 

Anbote ein, eines d~s Institutes für empirische Sozial­

forschung und eines des.Österreichischen Gallupinstitutes. 

Ein an beide Arbotleger zwecks näherer Spezifizierung 

des Anbots gerichteter Fragenkatalog wurde vom 

Österreichischen Gallupinstitut nicht beantwortet, sodaß 

der Auftrag dem IFES zugeschlagen wurde. 
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Für das Projekt "Internationale 
Dokumentation und vergleichende Unteriuchung von 

Phänomenen der Jugendrevolte" langte nur ein Anbot 
ein (O.Univ.Prof.Dr. Leopold Rosenmayr). Ebenfalls 

~ur ein Anbot langte auf Grund der Ausschreibu~g 
"Gesellschaf+;spoli tische En't: .. ..ric-:üung in der laufenden 

Dekade" ein (Institut für Gesellschaftspolitik). 

Auf Grund der Ausschreibung des 
Projektes "brain-drain" (Ab-und Rückwanderung von 
hochqualifizierten wissenschaftlichen Personal) 

langten ein Anbot dep Institutes fOr Höhere Studien 
und des österreichiscilen Produkt i vi täts zentrums 
ein. Lotzteres wurde jedoch, zurückgezogen. 
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BUNDESMINISTERIUlH 
FUR WISSENSCHAFT UND FORSCIH.JNG 

SEKTION FORSCHUNG 

Richtlinien für Expertengu'tachten und Auitragsforschung 
des Bundesrninisteriums fUr Wissenschaft ur!d Forschung 

1. Anwendungsbereich 

1.1. Diese Richtlinien gelten für die Vergabe von Mitteln de~ ;;c'i.:.!asministe:-;ums für Wissen­
schaft und Forschung, 

für die Ausarbeitung von Expertengutachten auf dem Gebiet von Wissenschaft unci For­
schung (einschließlich der Tätigkeiten der Projektteams und des Wissenschaftsforums) 
und 

für die Auftragsforschung innerhalb des Zuständigkeitsbereiches des Bündesministeriums 
für Wissenschaft und Forschung. 

1.2. Im Rahmen der Auftragsforschung werden Forschungsaufträge vom Bundesillinisterium 
für Wissenschaft un(~ Forschung zur Durchführung von im Ressortintew~)se gelegenen 
Forschungsvorhaben vergeben. 

'1.3. Für oie Aufträge an Bundesdienststeller: gelten die haushaHsrechtlichen B;;~~timmungen. 

2. Expertengutachten 

2.1. i:'as 8undesminiGü:~rium für Wissenschaft und FOfschung kann zur Vorbereitung und 
UntersWtzung seiner Koordinierungstätigkeit im Bereich von Wissenschnft und Forschung 
Projektteams einsetzen und mit physischen oder juristiscilen Personen bzw. Mehrheiten 
von Rechtssubjekten Werkverträge für die entsprechenden Ausarbeitungen und damit 
zusammenhängenden koordinierenden und redaktionellen Arbeiten abschließen. 

2.1.1. Die Auftragswerber für Expertengutachten haben insbesondE're ihre Eignung nachzuwei­
sen und einen konk;"eten Arbeits-, Kosten- und Zeitplan vor':Jlegen. 

2.1.2. Das Honorar ist unter Berücksichtigung der Bedeutung des Themas und des Umfanges 
bzw. der Schwierigkeit der Arbeit festzusetzen. Das Honorar einschließlich eller im Zu­
sammenhang mit dem Expertengutachten anfallenden Kosten kar.n pauschaliert werden. 

2.2. Für die Teilnahme an den Plenar- und Teilsitzungen (Arbeitsgruppen) der Projektteams 
und des Wissenschaftsforums werden den Mitgliedern, soweit sie nicht Bedienstete der 
Zentralleitung des Bundesministeriums für Wissenschc:ft und Forschlmg si~d, 

eine dem Zeit- und Arbeitsaufwand bei dieser Tätigkeit entsprechende Entschädigung 
(Funktionsgebühr), die mit S 200.- je Sitzung festgelegt wird, 

sowie der subsidiäre Ersatzallfäliiger Reisekosten (zu und VOt1 diesen SitzunQ'.:m) in der 
bei analoger Anwendung der Bestimmungen der Reiseget:~ihrenvorschiin fC5tst~henden 
Höhe vertragsmäßig (bei Bundesbeamter: nach § 24 Abs. 2 des Gehnltsg8setzes) 89Währt. 
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3. Auftragsfors~hung 

3.1. Das Bundesministerium für Wissenschaft und Forscl~ung kann innerhalb seines Zustän- • 
digkeitsbe'~iches Forschungsaufträge an physische oder juristische Personen oder Mehr-
hoiten von Rechtssubjekten vergeben. . 

3.1.1. Der oder die Gruppe von Auftragswerbern haben auf Grund der vom Bundesministerium 
für Wissenschaft und Forschung bekc:4nntgegebenen Auftragsmodalitäten ein Anbot zu 
legen, das insbesondere zu enthalten hat: 

Name, Anschrift und Rechtsform des oder der Au1·tragswerber, 

kurze Beschreibung der vorhandenen Forschungskapazität, 

bisher durchgeführte Forschungsprojekte, 

Nachweis s3r wissenschaftlichen Qualifikation des oder d,~r Auftragswerber und ihrer Mit­
arteiter, 

Arbeitsp!an (Beschreibung der Durchführung, Z-eitraum etc.), 

Durchführungskosten, gegliedert nach P<:>rsonalkosten, sonstigen laufenden Kosten, not­
wendigen Anschaffungen und Fixkosten, 

allfäl!igt: vom AIJitragswerber beabsichtigte weitere Auswertung der sich voraussichtlich 
er\:lebenden Forschungsergebnisse, 

sonstige vom Bund(~5ministerium für Wis"c:.nschaft und Forschung verlangte An~::lben. 

3.1.2. Das Entgelt für Forschungsaufträge ist nach dE';", voraJ~;sic':itlichen Kosten zu bemessen. 
Eine Kostenpauschalierung kann vorgeno:Tltrlen werden. 

3. 1.3. Ist zu erwarten, daß sich aus der Durchführung der ;-orschungsaufträge für die Al'ftrags­
werber rechnerisch orfaßbare Vorteile ergebe"I, ist die Auftragserteiiung grundsätZlich von 
e,ltsprechellden Eigenleistungen dec Auftragswerbers abhängig zu machen. 

3.1.4. Fallen innerhalb eines Forschungsauftrages Schutzrechte an, die patent- oder lizenzfähig 
sind, hdt der Auftragnehmer das dem Bundesministerium für vVissenschaft und Forschung 
mi;z'Jteil9n. Die VerNertung von Schutzrechten darf nur auf Grund von Fall zu Fall ab­
zuschliel:;pnder Vereinbarungen e;"~olgen. wobei grundsätzlich eine Beteiligung des Bun­
des in einem der zur Verfügung gestellten Mitte! entsprechenden Ausmaß an allfälligen 
Erträgen der Schutzrechte auszubedingen ist. Hinsicr.tIich der Veröffentlichungen gelton 
die Bestimmungen des Punktes 4.6. 

4. Gemeinsame Bestimmungen 

tf. 1. Lel<,~ungen dürfen nur an gesetzlich befugte, leistungsfähige und fachkundigd Auftrags­
werber vergeben werden, die eine vollslandige und pünktliche Vertragserfüllung O;-Narten 
lassen. 

4.2. Die Art der Vergabe von Aufträgen ist nach der Natur dar Leistung und den Grundsätzen 
oier Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit der Verwaltung zu bestimmen. 

4.2.1. Wenll das Entgelt für Expertengutachten oder Fors,::hl:llgsaufträge (im folgenden Auf­
tragsentgelt genannt) in', Einzelfall S 1 00.080.- übers~eigt, sind diese entweder öffent­
lich auszuschreiben oder nach Einholung einer Mehrheit von Anboten zu ver.geben. 

Öffcrotliche Ausschreibungen können auch bei niedrigerem /\uftragsentgelt .und generell 
zur Vorbereitung vo~) P~ojektteams bzw. Expertengutachten oder Forschungsaufträgen 
vorgenommen werden. Die Bestimmungen der Ö-Norm A 2050 sipd grundsätzlich anzu­
wenden. 

-
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4.2.2. AU5!obungen können vorgenommen und Juroren bestellt werden. 

4.3. Werden im Rahmen des Auftrages Arbeitskräfte eingestellt oder vVerkverträge geschlos­
sen, so hat der Auftragnehmer als Arbeitgeber zu fungierG'l und die Dienst- bzw: die 
Werkverträge abzuschließen und die daraus resultierenden V~rr>flichtllng~n zu tragen. 
Subwerkverträge bedürfen der vorherigen Zustimmung des 8:..nd~sministeriums für Wis- . 
~e:1schaH Imd Forschung. 

4.4. Die Auszahlung des Auftragsentgeltes ist nur insoweit und ni.;ilt eher vorzunehmen, als 
sie zur Leistung fälliger Zahlungen in Durchführung der verelnbart'3n Leistung benötigt 
wird. Die Auszahlung kann ausnahmsweise zu einem früheren Zei~punkt vorgenommen 
werc:!en, wenn dies aus Gründen, die sich aus der Eigenart der zu fördernden :..eistung 
ergeben, sewchtfertigt erscheint. Bei vori ,eriger Festlegung bestimmter Auszahlungster­
mine ist mJ'~erdem auf die Verfügbarkeit der erforderlichen Bundesmittel Bedacht zu 
nehmen. 

4.4.1. Verpflichtungen, bei denen das beabsichtigte Auftragse;:~gei[ im Einzelidll die in den je­
weiligen Durchführungsbestimmungen zum Bundesfinanzgesetz ü~9r den finanziellen Wir­
kungsbereich festgeiegte Höhe übersteigt, dürfen erst nach Herstellung des Einvc:neh­
mens mit dem Bundesministerium für Finanzen eingegangen werden. 

4.2.2. Auftragsentgelte dürfen nur für die Zeit bis zum Ablauf des Finanzjahres zuerkannt wer­
c.:t:ln. Für Aufträge, die die Eingehung rechtsverbindlicher Verpflichtungen des Bundes zum 
Gegenstand haben und zu deren Erfüllung nach Maßgabe ihrer Fälligkeit in künftigen 
Finanzjahren Ausgaben zu leisten sein werden (Vorbelaslungen), sind die geltG;-,den haus­
haltsrechtlichen Vorf8hiiften, insbesondere die in den jeweiligen Durchfi.:hrungsbestim­
mungen zum Bundesfinanzgesetz enthaltenen Bestimmungen anzuwenden. 

4.5. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die empfangenen Mittel nach den Grun;,.i.,ätzeneines 
ordentlichen Kaufmannes zu verwalten und die Gebarung all~ ~t~sondertsr,l Konto darn.l­
stellen. Der t'.Jftragnehmer ist verpflichtet, die Überprüfunl; der Verv'IaltL:,g dp.r Auftrags­
mitte! durch Einsicht in die Bücher und Selege sowie durch Gesichtigung an 0:-: und Stelle 
zu gestatte!":, die erforderlichen Auskünfte zu erteilen und über die Durchführung des Vor­
l'ab3ns und die Verwendung des Auftragsentgeltes Zwischen- und Abschlußberichte zu 
legen. Sofern Eigenmittel des Auftragnehmers oder Mittel Dritter eillgesetzt werden, 
haben sich die Berichte auf alle Ein- und Ausgaben im Zusammenhang mit dem Auf­
tragsvorhaben zu erstrecken. 

4.5.1. Alle i:reignisse, die die Durchführung der Aufträge verzögern erler umllöglich machen, 
sind dem Bundesministerium für Wissenschaft und Forschu~:1 unverzüglich anzuzeigen. 

4.5.2. Das Auftragsentgelt ist zurückzuerstatten und vom Tage der Auszahlung an mit 2% über 
dem Zinsfuß im Eskontgeschäft (Bankrate) der Österreich ischen Natiol1albank zu verzin­
sen, wenn 

der Auftragnehmer den Auftraggeber über wesentliche Umstände getäuSCht oder unvoll­
ständig unterrichtet hat, 

das Vorhaben durch Verschulden des Auftragnehmers nicht oder nicht rechtzeitig durch­
geführt werden kann oder durchgeführt worden ist, 

oder das Auftragsentgelt widmungswidrig verwendet wird, oder den Erfolg des Vorhabens 
sichernde Auflagen oder Bedingungen aus Verschulden des Auftragnehmers nicht einge­
halten oder vorgesehene Berichte nicht erstattet oder Nachw;-:ise nit;ht bE.ig~bracht wer­
den, sofern in den beiden letzten Fällen t'<:: -?weimalige, d2,' ausdrücklic!'1an Hinweis auf 
die Rechtsfolgen der Nichtbefoigung enthaltende Mahnung 0hne Erfolg gp,blibben ist 
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4.5.3. Anbote, Zwischen- ur.:"I Abschlußb(Jl-jchte und Expertengutachten sind in mindestens drei­
facher Ausfertigung an das Bunde~r;1inisterium tür Wissenschaft und Forschung, Sektion 11, 
zu' richten. 

4.6. Die Veröffentlichung d6:- Expertengutachten odej' der Ergebnisse der Forschungsaufträge, 
auch auszugsweise, bedarf der Zustimmung des L3undesministeriums für Wissen~chaft 
und Forschung. Das Bundesministerium tür Wissenschaft und Forschung ist berechtigt, 
diese Ausarbeitungen a!;:, Einzelpublikation oder in einer einzurichtenden Schriftenreihe 
zu veröffentlichen. Wird dem Auftragnehmer die Veröffentlichung gestattet, kann ihm das 
Bundesministerium für Wisser,schaft und Forschung einen Druckkostenbeitrag gewähren. 

4.7. Sov:9it die Eigenart des Einzelfalles in diesen Richtlinien nicht berücksichtigte ergän.~enci,~ 
Regelungen erfordert, sind diese vertraglich im Einzelfall zu treffen. 

(Genehmigt mit ZI. 250.196-11/1/71 und 251.263-11/1/71.) 

Wien, April 1971 

. / 
~ 
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